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Der BGH hat sich am 17.03.2023 mit dem 
neuen Wohnungseigentumsrecht befasst 
und entschieden, dass ein Wohnungseigen-
tümer, der eine in der Gemeinschaftsord-
nung nicht vorgesehene bauliche Verän-
derung vornehmen will, einen Gestattungs-
beschluss notfalls im Wege der Beschlus-
sersetzungsklage herbeiführen muss, ehe 
mit der Baumaßnahme begonnen wird. 

BGH, Urteil v. 17. März 2023, Az. V ZR 
140/22

Der Fall:
Die Parteien bilden eine WEG mit zwei 
Doppelhaushälften auf einem im Gemein-
schaftseigentum stehenden Grundstück. 
Nach der Gemeinschaftsordnung von 1971 
bestimmt sich das Verhältnis der Woh-
nungseigentümer untereinander nach dem 
Gesetz, wobei jedem Wohnungseigentümer 
ein Sondernutzungsrecht an dem an die 
jeweilige Haushälfte anschließenden Gar-
tenteil zusteht.

Ausweislich einer späteren Ergänzung der 
Teilungserklärung sind sie insoweit allein 
für Reparaturen und Instandhaltungen ver-
antwortlich und kostenpflichtig. Die Be-
klagten beabsichtigen gegen den Willen 
der Klägerin den Bau eines Swimmingpools 
in der von ihnen genutzten Hälfte des Gar-
tens. 

Nachdem die Beklagten mit dem Bau des 
Swimmingpools begonnen hatten, hat die 
Klägerin Unterlassungsklage erhoben, die 
bei Amts- und Landgericht Erfolg gehabt 
hat. 

Mit der von dem Landgericht zugelassenen 
Revision wollten die Beklagten weiterhin 
die Abweisung der Klage erreichen.

Das Problem:
Seit dem 1.12.2020 gibt es neue Regeln 
zur baulichen Veränderung (siehe auch 
BEIRATaktuell Ausgaben 63/64). Dem 
Gesetzgeber war besonders wichtig, dass 
jede bauliche Veränderung beschlossen 
werden muss.

Hierzu steht in den Gesetzesmaterialien 
klar und deutlich:

„Insbesondere wird klargestellt, dass jede 
bauliche Veränderung des gemeinschaft-
lichen Eigentums eines legitimierenden 
Beschlusses bedarf, auch wenn kein Woh-
nungseigentümer in rechtlich relevanter 
Weise beeinträchtigt wird (...).“ - vgl. 
SEHR, Die WEG-Reform 2020, S. 551.

Die Entscheidung des Gerichts:
Die Revision wurde zurückgewiesen. Das 
Landgericht hat der Unterlassungsklage 
zu Recht stattgegeben. 

Dabei ist es der Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs entsprechend davon aus-
gegangen, dass die Prozessführungsbefug-
nis der Klägerin fortbesteht, da die Klage 
noch unter dem alten Recht erhoben wor-
den ist. 

Im Ausgangspunkt steht der Klägerin ein 
Unterlassungsanspruch gemäß § 1004 Abs. 
1 Satz 2 BGB zu. Bauliche Veränderungen 
müssen nämlich gemäß § 20 Abs. 1 WEG 
durch einen Beschluss der Wohnungsei-
gentümer gestattet werden. Daran fehlt es 
hier. 

Die Wohnungseigentümer haben das Be-
schlusserfordernis auch nicht gemäß § 10 
Abs. 1 Satz 2 WEG abbedungen. Diesem 
Unterlassungsanspruch können die Be-
klagten einen eventuellen Anspruch auf 

„Beschlusszwang“ bei der Baulichen Veränderung?
››› Wohnungseigentumsrecht‹‹‹ von Massimo Füllbeck [394]

Gestattung der baulichen Veränderung 
gemäß § 20 Abs. 3 WEG nicht nach Treu 
und Glauben (§ 242 BGB) entgegenhalten. 
Zwar kann gemäß § 20 Abs. 3 WEG jeder 
Wohnungseigentümer verlangen, dass ihm 
eine bauliche Veränderung gestattet wird, 
wenn alle Wohnungseigentümer, deren 
Rechte durch die bauliche Veränderung 
über das bei einem geordneten Zusammen-
leben unvermeidliche Maß hinaus beein-
trächtigt werden, einverstanden sind oder 
wenn kein anderer Wohnungseigentümer 
beeinträchtigt wird.

Die fehlende Beeinträchtigung der Kläge-
rin und damit einen Gestattungsanspruch 
der Beklagten musste der Bundesgerichts-
hof für die Revisionsinstanz unterstellen, 
weil das Landgericht diese Frage offenge-
lassen und keine Feststellungen insbeson-
dere zu der Grundstücksgröße und den 
baulichen Verhältnissen vor Ort getroffen 
hatte. Auch wenn ein bestehender Gestat-
tungsanspruch unterstellt wird, muss die 
Gestattung durch Beschluss der Wohnungs-
eigentümer erfolgen.

Praxis-Tipp:
Die Regeln sind klar: Jede Bauliche Ver-
änderung bedarf zwingend eines Beschlus-
ses!


